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Europa stationieren, dann würde Eng-
land, die Türkei und Italien sicher zu-
stimmen. Frankreich würde dies ablehnen
und Deutschland wäre unentschlossen.
Wie aber würde sich Polen verhalten?
Polen als kleine, militärisch unbedeutende
Nation wäre gezwungen sich zwischen
Nato/USA und der Europäischen Union
zu entscheiden. Fällt das Ergebnis zu-
gunsten der Nato aus, dann steht der
europäische Gedanke und das Deutsch-
polnische Verhältnis auf dem Spiel.
Entscheidet sich Polen für die Europä-
ische Union, dann sind die Beziehungen
zur Weltmacht USA gefährdet. Daraus
könnten sich unvorhersehbare Probleme
ergeben, die ihm persönlich Angst ma-
chen.“ Diese Vision überließ Egon Bahr
den Teilnehmern zur Diskussion, fügte
aber hinzu, dass Polen gerade für eine
europäische Ostpolitik ein wichtiger
Partner der EU sein kann, weil dieses
Land aufgrund seiner geographischen
Lage sehr viele Erfahrungen mit der
ehemaligen Sowjetunion und der heuti-

gen Ukraine hat. Für ihn steht deshalb
fest: „Europa braucht Polen!“.

Polnisch - deutsche Verständigung
Nach diesem zukunftsweisendem Beitrag
sind aus Sicht aller Teilnehmer wesentliche
Fragen und Probleme im Symposium be-
handelt worden, die mit einer Aufnahme
Polens in die EU eventuell verbunden sind.
In diesem Zusammenhang ist die Ein-
richtung einer Deutsch-polnischen Arbeits-
gruppe ein wichtiger Schritt, um Koope-
ration und Unterstützung beider Berufs-
verbände in die richtigen Wege zu leiten.
Dieses erste Polnisch-deutsche Symposium
hat gleichzeitig auch zu persönlichen Kon-
takten zwischen deutschen und polnischen
Ärzten geführt. Die sprichwörtliche polni-
sche Gastfreundschaft kam auch in Krei-
sau wieder zum Ausdruck. Diese Kon-
takte werden mit Sicherheit weiter aus-
gebaut und intensiviert, so dass es neben
der offiziellen Arbeitsgruppe auch zu
einer Zusammenarbeit im Kleinen kom-
men wird, jenseits der großen Politik. Und

gerade darin liegt auch ein Grund im Herbst
2003 erneut ein solches Symposium
durch zu führen – aber dann in Sachsen.

Knut Köhler

Im Gespräch: Der Sächsische Gesundheitsminister,
Dr. Hans Geisler, Prof. Egon Bahr und der Sächsi-
sche Ärztekammerpräsident Prof. Dr. med. habil.
Jan Schulze (v.r.n.l.)

Der Präsident der Sächsischen Landes-
ärztekammer, Herr Professor Dr. Jan
Schulze, eröffnete 9.00 Uhr die turnus-
mäßig einberufene Tagung der Vorsit-
zenden der Kreisärztekammern des Frei-
staates Sachsen im Max-Bürger-Saal des
Kammergebäudes.
Der Einladung des Präsidenten zur Teil-
nahme an der 17. Tagung waren 21 der
gewählten Vorsitzenden der 28 sächsi-
schen Kreisärztekammern, die Mitglieder
des Vorstandes, die Geschäftsführung und
Mitarbeiter der Sächsischen Landesärzte-
kammern gefolgt. Der Präsident begrüßte
herzlich alle Anwesenden und insbeson-
dere die Referenten.
Zum Beginn der Tagung gedachten der
Präsident und die Tagungsteilnehmer
den vielen Tausend Toten und Verletzten

der barbarischen Terroranschläge auf die
Vereinigten Staaten von Amerika am 11.
September 2001. Dieser teuflische Akt
richtete sich gegen die Grundprinzipien
unserer menschlichen Zivilisation. Den
Opfern, die das amerikanische Volk zu
beklagen hat, und den Angehörigen der
Opfer gilt das tiefempfundene Mitgefühl.

Aktuelle gesundheits-, sozial- und
berufspolitische Lage 
Bericht: Professor Dr. Jan Schulze
Der Präsident berichtete über die Bera-
tung mit Herrn Staatsminister Dr. Hans
Geisler im Sächsischen Staatsministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend
und Familie am 5. September 2001. Herr
Professor Dr. Jan Schulze legte folgende
Probleme dar:

■ Im Osten Deutschlands besteht eine
allgemeine gesamtgesellschaftliche Epi-
demiologie, die auch für Ärzte zutreffend
ist. Auf Grund der demografischen Situa-
tion des Berufsstandes der Mediziner in
Sachsen besteht bereits derzeit und sich
deutlich verschärfend in den nächsten
fünf bis zehn Jahren ein eklatanter Man-
gel wichtiger, für die Bevölkerungsver-
sorgung erforderlicher, Arztgruppen (Fach-
ärzte für Allgemeinmedizin, Kinderheil-
kunde, Nervenheilkunde, Öffentliches Ge-
sundheitswesen, Psychotherapeutische
Medizin, Laboratoriumsmedizin, Hygiene
und Umweltmedizin, Arbeitsmedizin,
Pathologie). Zur Zeit sind 20 Allgemein-
medizinpraxen in ländlichen Gebieten
nicht besetzbar, 30 weitere Allgemeinme-
dizinpraxen stehen vor dem Rentenstand.

17. Tagung der Vorsitzenden 
der Kreisärztekammern 22. September 2001
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■ Es besteht ein Mangel an Assistenz-
medizinern wegen einer differenzierten
Wanderungsbewegung von Ost nach
West. Die Abwanderung von Medizinern
in andere Berufe, andere Regionen und
Länder ist zu verhindern.
■ Das Medizinstudium bedarf dringen-
der Reformierung (Novellierung der
Approbationsordnung).
■ Die akademischen Lehrkrankenhäuser
und Lehrpraxen sollen mehr Ausbildungs-
plätze bereitstellen.
■ Der Arzt im Praktikum muss entfallen
und ist in das sechsjährige Studium ein-
zubinden.
■ Allgemeinmedizinische Inhalte sind
auch an den Universitäten zu vermitteln.
■ Das Förderprogramm Allgemeinme-
dizin ist konsequent durchzusetzen. In
Sachsen besteht derzeit nur eine Auslas-
tung von 60 Prozent.
■ Die Fortbildung in Sachsen, insbe-
sondere bei den Allgemeinmedizinern,
hat ein gutes Niveau erreicht. Das hohe
fachliche Niveau wird gefördert durch
die Einführung der zertifizierten Fortbil-
dung.
■ Durch die Wirksamkeit des Diabetes-
vertrages in Sachsen sind wesentliche
Verbesserungen in der Diabetesbehand-
lung eingetreten.
■ Für Ärzte und Patienten bestehen
Auskunftsstellen für Arzneimittelneben-
wirkungen an den Instituten für Klinische

Pharmakologie an der Universität Leip-
zig und der Technischen Universität
Dresden.
■ Hinsichtlich des Dialysebedarfes gibt
es eine Entwicklung zur Pauschalisierung
der Leistungen, welche eine qualitative
Verschlechterung der Patientenbetreuung
befürchten lässt.

Der Präsident berichtete des Weiteren,
dass das Bündnis Gesundheit 2000 im
Freistaat Sachsen auf der 14. Beratung
am 21. September 2001 beschlossen hat,
sich mit den Programmpapieren der po-
litischen Parteien, insbesondere mit den
jeweiligen gesundheitspolitischen Schwer-
punkten der SPD, Bündnis 90/die Grünen,
CDU/CSU und FDP zu befassen und zu
analysieren. Das Bündnis wird eine Stra-
tegie zur Kontakt- und Einflussnahme
auf die Parteien ausarbeiten.

Zusammenarbeit von Arzt und
Industrie unter strafrechtlichen und
berufsrechtlichen Aspekten
Professor Dr. Jan Schulze – Einführung 
Dr. Andreas Prokop, 
Vorsitzender Ausschuss Berufsrecht
Assessorin Iris Glowik, 
Juristische Geschäftsführerin 
Die Ziele der Ärzte und der Gesellschaft
bei der Zusammenarbeit mit der Industrie
sind die Weiterentwicklung des medizi-
nischen Fortschritts, damit Innovation und

Sicherung einer qualitativen Patienten-
versorgung. Die Ziele der Industrie sind
Weiterentwicklung ihrer Produkte zur
Sicherung der eigenen Wettbewerbs-
fähigkeit sowie Erhöhung der Gewinne
des eigenen Unternehmens. Somit besteht
eine Konfliktsituation zwischen Arzt
und Industrie „Ethik gegen Monethik“.
Die Lösung des Konfliktes besteht in der
Schaffung von Normen:

■ strafrechtliche Vorschriften „Antikor-
ruptionsgesetz“ durch den Staat;
■ Schaffung von berufsrechtlichen Nor-
men durch die Ärzte selbst;
■ Wahrung der ärztlichen Unabhängig-
keit bei der Zusammenarbeit mit Dritten:
Paragraph 30 ff der Berufsordnung der
Sächsischen Landesärztekammer. 

Unsere Berufsordnung enthält in Ab-
schnitt B „Regeln zur Berufsausübung“
unter IV die Ziffer 4 mit dem Para-
graphen 33, dessen Inhalt sich auf die
Zusammenarbeit des Arztes mit der
Industrie bezieht. In dieser Bestimmung
sind sogenannte „unbestimmte Rechts-
begriffe“ enthalten, deren Auslegung
letztendlich Sache des Gerichts ist.
Unter anderem wird im Paragraph 33
unserer Berufsordnung von unzulässigen
Vorteilen gesprochen, die der Arzt nicht
annehmen darf, wenn er bestimmte
Produkte bei Händlern oder Herstellern
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bezieht. Das Sächsische Heilberufekam-
mergesetz hat ausreichende Regelungen,
mit denen die Kammer auf Verstöße rea-
gieren kann.

Allerdings sehen die Vortragenden erheb-
liche Schwierigkeiten bei der Ermittlung
derartiger Verstöße und einem berufs-
rechtlichen Verfahren ohne vorherigem
strafrechtlichen Verfahren skeptisch ent-
gegen. Sie setzen vielmehr auf ein kolle-
giales Gespräch seitens des Vorstandes
unter Einbeziehung des Ausschusses Be-
rufsrecht mit dem „beschuldigten“ Kam-
mermitglied. Die Referenten stellten fest,
dass unsere Berufsordnung durchaus
Regelungen enthält, die den Vorwurf,
wir Ärzte seien korrumpierbar, widerle-
gen lassen. Sollte es jedoch zu Verstößen
gegen diese Bestimmungen kommen,
werden sie für die Kammer ohne vorhe-
riges Strafverfahren kaum ermittelbar
sein. Erfahrungen über die Spruchpraxis
der Sächsischen Berufsgerichte liegen
noch nicht vor und sind auch in absehba-
rer Zeit nicht zu erwarten.

Verletzung und deren Folgen –
Prävention als ärztliche Aufgabe 
Professor Dr. Dieter Reinhold,
Vorsitzender des Ausschusses
Prävention und Rehabilitation 
Eine Arbeitsgruppe „Prävention von Un-
fällen“ der Bundesärztekammer unter
Leitung von Herrn Professor Dr. Siegrist
hatte auf dem 104. Deutschen Ärztetag
einen Bericht zum oben genannten The-
ma vorgelegt. In dem Vortrag von Herrn
Professor Dr. Dieter Reinhold wurde das
inhaltliche Anliegen dieser Arbeit reflek-
tiert. Dabei wurde deutlich, dass die Be-
handlung des verletzten Patienten nicht
nur ein wichtiger und häufiger Gegen-
stand ärztlicher Arbeit ist, sondern dass
die Verletzungshäufigkeit durch Präven-
tionsmaßnahmen deutlich gesenkt wer-
den kann. Es geht um die Umsetzung der
ärztlichen Unfallprävention bei bestimm-
ten Zielgruppen unter Einbeziehung vor-
handener Konzepte der ärztlichen Selbst-
verwaltung sowie um die Schaffung

struktureller gesundheitspolitischer Vor-
aussetzungen beim Aufbau eines natio-
nalen Unfallpräventionsprogramms mit
Integration der Öffentlichkeits- und
Aufklärungsarbeit.

Präventionstage 2002
Professor Dr. Dieter Reinhold,
Vorsitzender des Ausschusses
Prävention und Rehabilitation 
Die Ärztlichen Präventionstage 2002
stehen unter dem Thema „Maßnahmen
zur Gesundheitsförderung im mittleren
Erwachsenenalter“. Bei der Altersgruppe
– 30. bis 60. Lebensjahr – besteht eine
besonders gute Einflussmöglichkeit
durch ärztliche Beratung. Es gilt den Pa-
tienten-Arzt-Kontakt für die Patienten zu
nützen, um bestehende Risikofaktoren
und gesundheitsschädigende Verhaltens-
weisen frühzeitig zu erkennen und Ge-
sundheits-Check-ups häufiger anzuwenden.
Gegenwärtig gilt es, die Vorbereitungen
der Präventionstage auf Bundesebene
und in Sachsen durch Information der
Ärzte und der Öffentlichkeit über Schwer-
punktthemen – „Frei von Tabak“, “Ge-
sund essen“, „Vor Infektionen schützen“,
“Sekundäre Alkoholprävention“ – in
Gang zu setzen. Das Präventionsziel ist,
eine gute Lebensqualität im Alter zu
erreichen und zu erhalten.

Integration stationär/ambulant unter
künftigen DRG-Bedingungen
Dr. Stefan Helm, Geschäftsführer der
Krankenhausgesellschaft Sachsen
Ausgehend von einer kritischen Analyse
der gegenwärtigen Situation mit den
Schwerpunkten 
■ getrennte Leistungssektoren,
■ getrennte Finanzierungskreise,
■ nicht kompatible Planungsbereiche,
■ doppelte fachärztliche Vorhaltung,
■ unbefriedigendes Integrations- und 

Verzahnungsniveau,
kommt Herr Dr. Helm angesichts der zu
erwartenden Effekte aus der DRG – Ein-
führung zur Auffassung, dass durch die
Umstellung des Finanzierungs- und Ver-
gütungssystem die im stationären Bereich
bereits bestehenden Probleme sich eher
verschärfen als lösen werden. Grund für
diese Einschätzung liegt in der Beibehal-
tung grundsätzlich bestehender Rahmen-
bedingungen (siehe oben) und der isolier-
ten Betrachtung des stationären Berei-
ches. Politisch gewollte, weitere deutliche
Verweildauerreduzierungen in den Kran-
kenhäusern werden den Handlungsbedarf
an den Versorgungsschnittstellen (ambu-
lant – stationär – Reha – Pflege) weiter
verstärken. Eine starke Orientierung der
fallbezogenen Vergütung der Kranken-
hauspatienten auf Diagnose und Dauer
der Behandlung während des stationären
Aufenthaltes wirft hinsichtlich der Ver-
sorgung und Finanzierung chronischer
und multimorbider Krankheitsbilder
(Diseasemanagement) neue Fragen auf.

Fortbildungszertifikat der
Sächsischen Akademie für ärztliche
Fort- und Weiterbildung
Professor Dr. Otto Bach, 
Vorsitzender der Sächsischen Akademie
für ärztliche Fort- und Weiterbildung
Im Ärzteblatt Sachsen, Heft 8/2001,
Seite 375 und 376, sind Voraussetzungen
zum Erwerb und Regularien der Aner-
kennung des Fortbildungszertifikats so-
wie Bewertung von Fortbildungsveran-
staltungen dargestellt.

Prof. Dr. med. Jan Schulze, Dr. med. Günter Bartsch
und  Dr. med. Andreas Prokop
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Der Präsident eröffnete pünktlich 16.00
Uhr die Sitzung des Vorstandes der
Sächsischen Landesärztekammer und
bestätigte die Beschlussfähigkeit.
Zunächst wurde Herr Knut Köhler, M. A.,
der neuberufene Referent Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit der Sächsischen Lan-
desärztekammer, vorgestellt und einge-
führt.
Der erste Tagesordnungspunkt befasste
sich mit der Vorbereitung der 25. Kammer-
versammlung am 10. November 2001.
Es wurden die der Kammerversammlung
vorzulegenden Änderungen von Satzun-
gen wegen der Euroumstellung beraten
und beschlossen. Sehr großen Raum
nahm dann die Vorstellung und Erörte-
rung des Haushaltsplanes 2002 ein. Die
im Umfeld steigenden Kosten (Medien,
Sachkosten) und die Zunahme der durch
die Kammer zu bewältigenden Aufgaben
erfordern eine leistungsfähige Computer-
technik und führen zu einer moderaten
Steigerung des Haushaltes im Jahr 2002.
Die ausführliche Diskussion im Vorstand
bestätigt einen tragfähigen Haushaltsent-
wurf für das Jahr 2002, welcher der Kam-
merversammlung vorgelegt werden kann.

In einem besonderen Tagesordnungs-
punkt wurde die Haushaltsinanspruch-
nahme per 31. Juli 2001 erörtert, welche
positiv ausfällt.
Im weiteren Verlauf befasste sich der
Vorstand mit zahlreichen Vorlagen zu
berufsrechtlichen Angelegenheiten.
Nach wie vor nimmt die Diskussion über
die Führungsfähigkeit von erworbenen
Fähigkeiten und Qualifizierungen einen
großen Raum ein. Hier ist Klärungsbe-
darf vorhanden. Diese Problematik wird
an den Satzungsausschuss verwiesen.
Der Präsident, Herr Prof. Dr. med. habil.
Jan Schulze, berichtete von einem Ge-
spräch mit Herrn Staatsminister Dr. Hans
Geisler. Es zeichnen sich gravierende
Nachwuchsprobleme namentlich auf dem
Gebiet der Allgemeinmedizin, der Patho-
logie, der Hygiene, um nur einige zu
nennen, ab. Die Gründe hierfür liegen in
der finanzbedingten Drosselung der
Weiterbildungsstellen in den Kranken-
häusern, im Gefälle Ost-West und einer
Überalterung der in den neuen Ländern
tätigen Ärzteschaft. Die Lehre, Ausbil-
dung und Weiterbildung muss hier neue
Akzente setzen.

Der Präsident berichtete, dass die Ge-
sundheitspolitik der Bundesregierung ein
Wahlkampfthema werden wird. Es wird
eine zunehmende Machtverschiebung
bei gesundheitspolitischen Entscheidun-
gen zu den Krankenkassen beobachtet.
Eine Aktivierung des Bündnisses Ge-
sundheit 2000 ist unabdingbar. Nach wie
vor besteht ein deutliches Defizit bei der
Prophylaxe und namentlich bei der Ver-
sorgung chronisch Erkrankter.
Die Einführung von Fortbildungszertifi-
katen durch die Kammer ist ein Erfolg.
Das angebotene Programm erreicht alle
Ärzte Sachsens und anliegender Bundes-
länder, eine „Reisetätigkeit“ von erfolg-
reichen Fortbildungsveranstaltungen durch
Sachsen wird nur in Ausnahmen mög-
lich sein.

Frau Dr. Gisela Trübsbach berichtete
über die Aktivitäten des Bündnisses
Gesundheit 2000. Die nächste Zusam-
menkunft fand am 21. 9. 2001 statt.
Ende der Vorstandssitzung 22.15 Uhr.

Dr. med. Clemens Weiss
Vorstandsmitglied

Aus der Vorstandssitzung 5. 9. 2001

Fragebogen Mobbing in der 
Ärzteschaft im Freistaat Sachsen
Dr. Brigitte Güttler, 
Vorsitzende des Ausschusses Ärztinnen
Mobbing ist ein gesamtgesellschaftliches
Problem, mit dem sich auch der Aus-
schuss „Ärztinnen“ der Sächsischen
Landesärztekammer beschäftigt.
Mobbing sind „die fortgesetzte, aufein-
ander aufbauende oder ineinander über-
greifende, der Anfeindung, Schikane
oder Diskriminierung dienende Verhal-
tensweisen, die nach Art und Ablauf im
Regelfall einer übergeordneten, von der

Rechtsordnung nicht gedeckten Zielset-
zung förderlich sind und jedenfalls in
ihrer Gesamtheit das allgemeine Persönlich-
keitsrecht oder andere ebenso geschützte
Rechte, wie die Ehre oder die Gesund-
heit des Betroffenen verletzten...“. (Thü-
ringer Landesarbeitsgerichts, Aktenzei-
chen: 5 Sa 403/00 aus dem Urteil vom
10. April 2001).
Der Ausschuss „Ärztinnen“ möchte mit
einem Erhebungsbogen die gegenwärtige
Situation der Ärzteschaft im Freistaat
Sachsen erfassen. Ziel der Studie ist, ein
einheitliches Vorgehen gegen Mobber zu

entwickeln. (Literaturhinweise: Deut-
sches Ärzteblatt 12/2001, Seite 625 und
Deutsches Ärzteblatt 27/2001, A 1811).

Am Ende der 17. Tagung, gegen 17.30 Uhr,
bedankte sich der Präsident der Sächsi-
schen Landesärztekammer bei allen für die
aktive Teilnahme und für die facettenreiche,
ausführliche und umfassende Diskussion.
Herr Professor Dr. Jan Schulze wünschte
allen Teilnehmern eine gute Heimfahrt
und ein schönes Restwochenende.

klug 


